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Drucksache 2612 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht 

- Drucksachen 1662, 2388, 2579 - 


Berichterstatter : 

Senator Dr. Klein (Berlin) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 150. Sitzung am [20. Juni 
1956 beschlossene Gesetz zur |Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht - Drucksachen 1662, 2388 - wird ‘nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 5. Juli 1956 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Klein 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 159, Plenarsitzung am 6. Juli 1956 


Druck: Budidruckerel Peter Meier. Bulsdorl/Siegb arg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon 1551 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht 


1. Art. 1 Nr. 5 (§ 6) 

In Art. 1 Nr. 5 wird der Satz „Der bisherige Absatz 4 wird 

Absatz 5.” gestrichen. 

2. Art. 1 Nr. 5 a (§ 6) 

In Art. 1 wird nach Nr. 5 folgende neue Nr. 5a eingefügt: 

„5 a. Der bisherige Absatz 4 des § 6 wird Absatz 5 und erhält 
folgende Fassung : 

,(5) Zum Richter ist gewählt, wer mindestens acht 
Stimmen auf sich vereinigt.’ ” 

3. Art. 1 Nr. 6 (§ 7 aj 

Art. 1 Nr. 6 erhalt folgende neue Fassung: 

„6. Nach § 7 wird folgender § 7a cingefügt: 

’§ 7 a 

(1) Kommt innerhalb von zwei Monaten nach dem Ab- 
lauf der Amtszeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden 
eines Richters die Wahl eines Nachfolgers auf Grund der 
Vorschriften des § 6 nicht zustande, so hat der Älteste 
der Wahlmänner unverzüglich das Bundesverfassungs- 
gericht aufzu fordern, Vorschläge für die Wahl zu machen. 

(2) Das Plenum des Bundesverfassungsgerichts beschließt 
mit einfacher Mehrheit, wer zur Wahl als Richter vor- 
geschlagen wird. Ist nur ein Richter zu wählen, so hat 
das Bundesverfassungsgericht drei Personen vorzuschlagen; 
sind gleichzeitig mehrere Richter zu wählen, so hat das 
Bundesverfassungsgericht doppelt so viele Personen vor- 
zuschlagen, als Richter zu wählen sind. § 16 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(3) Ist der Richter vom Bundesrat zu wählen, so gelten 
die Absätze 1 und 2 mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Ältesten der Wahlmänner der Präsident des 
Bundesrates oder sein Stellvertreter tritt. 

(4) Das Recht des Wahlorgans, einen nicht vom Bundes- 
verfassungsgericht Vor geschlagenen zu wählen, bleibt 
unberührt.’ ” 



